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Wirtschaft
und

—  umweit

Umwelthysterie durch 
zu viel Umweltinformation?

Häufig beklagen Industrie, Behörden, aber 
auch Wissenschafter eine zu große Informa­
tionsoffenheit, die Laien, also die große Mehr­
heit der Bevölkerung, bei der Bewertung oft 
hochkomplizierter Informationen in aller Regel 
völlig überforderten. Unweigerliche Folge die­
ser Überforderung sei, so wird postuliert, Ver­
wirrung, (unbegründete) Furcht, sogar „Um­
welthysterie“. Zahlreicher sind aber sicher die 
Fälle, bei denen wegen zurückgehaltener oder 
manipulierter Informationen Schäden und Ge­
fahren für die Umwelt entstanden sind, mit de­
nen wir heute noch zu kämpfen haben.

Es sind keine Produkte oder 
Stoffe bekannt, die wegen 
überzogener Reaktionen ei­
ner „falsch interpretierenden“ 
Öffentlichkeit vom Markt ge­
nommen werden mußten. Da­
gegen gibt es viele Beispiele 
für zu späte Reaktionen von 
Industrie, Behörden und Wis­
senschaft aufgrund von fal­
schen Bewertungen mögli­
cher Umweltfolgen. Im übri­
gen ist auch die Industrie 
selbst bei den von ihr herge­
stellten Produkten nicht immer 
gegen krasse Fehlinterpreta­
tionen gefeit.

So hat ein deutsches An­
alyseinstitut Biere geprüft und 
dabei, neben anderem, einen 
erheblichen Ethanol-Anteil 
festgestellt. In einer Zeitung 
war daraufhin zu lesen:„Gro- 
ßer Ethanol-Anteil in deut­
schem Bier“. Das verursachte 
erheblichen Wirbel unter den 
Biertrinkern, hält man hierzu­
lande das Reinheitsgebot 
beim Bier doch sehr hoch. An­
derntags folgte nach einer In­
tervention einer Brauerei eine 
beschwichtigende Meldung: 
„Brauerei X erklärt: In unse­
rem Bier kein Ethanol!“ Nun 
sollte zumindest die Brauerei 
gewußt haben, daß ihr die 
meisten Kunden schon längst 
den Rücken gekehrt hätten, 
wenn ihr Bierethanolfrei ge­
wesen wäre, denn Ethanol ist

nichts anderes als der chemi­
sche Fachausdruck für die ge­
bräuchlichste Form von Alko­
hol, von dem in der BRD all­
jährlich Millionen von Litern 
konsumiert werden.

Bewertungsfragen werden 
im Umweltbereich (auch unter 
Experten) wohl immer kontro­
vers diskutiert werden. Das 
sollte aber nicht die bisher 
praktizierende Zurückhaltung 
von Informationen vor der all­
gemeinen Öffentlichkeit legiti­
mieren. Es sind zudem Ver­
fahren bekannt, komplizierte­
re Zusammenhänge dem Lai­
en verständlich zu machen. 
Dazu gehören allgemeinver­
ständliche Hinweise auf Um­
weltgefährdungen, die von 
Produkten ausgehen können, 
oder-in positivem Sinne-die 
besondere Kennzeichnung 
von Produkten, die vergleichs­
weise umweltfreundlich sind, 
wie dies etwa in der BRD mit 
dem blauen „Umweltengel“ 
praktiziert wird. Im Jahr 1977 
hatten das Bundesinnenmini­
sterium und das Umweltbun­
desamt ein „Umweltzeichen“ 
in Form eines Engels dem 
Umweltsymbol der Vereinten 
Nationen -  geschaffen, um 
umweltfreundliche Produkte 
auf den ersten Blick für den 
Verbraucher erkennbar zu 
machen. Über 2.000 Produkte 
sind bis Ende 1987 damit aus­

gezeichnet worden. Das Ver­
fahren ist nicht immer unstrit­
tig, doch insgesamt gilt es als 
erfolgreich.

Neben den staatlichen und 
halbstaatlichen Institutionen 
gibt es zunehmende private 
Einrichtungen, die Produkte 
sowie die allgemeine Umwelt­
qualität prüfen und bewerten. 
Ökologische Ratgeber haben 
auf dem Buchmarkt über lan­
ge Jahre geradezu einen Bo­
om gehabt; immer mehr Zeit­
schriften („natur“, „Öko-Test“, 
„Stiftung Warentest“) befas­
sen sich mit ökologischen Be­
wertungen.

Staatliche Stellen haben es 
aufgrund der rigiden Rechtsla­
ge nicht immer leicht, Bewer­
tungen und auf ihnen fußende 
Empfehlungen zu veröffentli­
chen. Mehrmals haben Fir­
men oder Interessenverbände 
gegen das Umweltbundesamt 
in Berlin Klage wegen zu weit­
gehender Informationen erho­
ben, meist jedoch erfolglos.

Nicht immer ist es Druck von 
privatwirtschaftlicher Seite, 
der auf öffentliche Institutio­
nen, die Bewertungen vorneh­
men, ausgeübt wird. Oft sind 
es staatliche Stellen selbst, 
die dies zugunsten der Indu­
strie tun. So geschehen etwa 
im Falle der kritischen Abgas­
bewertung von Dieselfahrzeu­

gen durch das Umweltbun­
desamt in Berlin, gegen die 
das (Vorgesetzte) Bundesum­
weltministerium intervenierte. 
Interventionen staatlicher 
Stellen gab es auch gegen 
Kommunal- und Länderbe­
hörden, die nach der Tscher­
nobyl-Katastrophe nicht nur 
die Strahlenbelastung von 
Nahrungsmitteln bekannt­
machten, sondern sie auch 
nach gesundheitlichen Krite­
rien bewerteten.

Aus den Entwicklungen in 
Deutschland -  und in anderen 
Ländern -  kann zur Bewer­
tung komplexer Umweltinfor­
mationen insgesamt als Fazit 
gezogen werden: Wo ein Wille 
ist, da ist auch ein Weg; und 
wo umweltpolitischer Druck 
entsteht, bildet sich auch ein 
entsprechender Wille. Es sind 
jedenfalls keine ernstzuneh­
menden Argumente zu erken­
nen, die gegen eine weitge­
hende Offenlegung von Um­
weltdaten aus Gründen des 
Schutzes der Öffentlichkeit 
vor Verwirrung und Hysterie 
sprechen. Es spricht eher vie­
les dafür -  und Erkenntnisse 
der Psychologie stützen dies -, 
daß Informationszurückhal­
tung und Informationsbevor­
mundung irrationale Verhal­
tensweisen befördert.

Helmut Weidner
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